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Flur Nr. 1087 ist erkennbar ein Grünweg. Wir bitten die Gemeinde Dittelbrunn die Planung diesbezüglich 
zu korrigieren. 

 
 
 
Flächenverlust und Bodenqualität: 
Es wird hier überwiegend ertragsfähiges Ackerland überplant. Mit Grund und Boden soll sparsam und 
schonend umgegangen werden; zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen sind die 
Möglichkeiten einer Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen der 
Innenentwicklung zu nutzen; landwirtschaftlich genutzte Flächen sollen nur im notwendigen Umfang um-
genutzt werden (Bodenschutzklausel, § 1aAbs. 2 BauGB).  
Wir bitten die Gemeinde Dittelbrunn ihre Planung zu überdenken. 
 
Ausgleichsflächen und Ausgleichsmaßnahmen: 
Bei der Ausweisung gesetzlich notwendiger Ausgleichsflächen ist auf die Belange der Land- und Forstwirt-
schaft besonders Rücksicht zu nehmen.  
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Die planerisch dargestellten Ausgleichsflächen sind großzügig dimensioniert. Die Flächen sollten vorrangig 
in landw. Nutzung verbleiben. Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; zur 
Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen sind die Möglichkeiten einer Wiedernutzbar-
machung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen der Innenentwicklung zu nutzen; land-
wirtschaftlich genutzte Flächen sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden (Bodenschutzklau-
sel, § 1aAbs. 2 BauGB).  
 
Bodenveränderungen: 
Eingriffe in Böden sind, soweit möglich zu vermeiden bzw. minimieren. Der Boden soll nach Abschluss der 
Baumaßnahme und der Rekultivierung möglichst vollständig wiederhergestellt werden und seine natürli-
chen Bodenfunktionen nach § 2 BBodSchG wahrnehmen können. 
In der Planung werden die Verwendung und der Einbau von unbelebtem Boden nicht beschrieben. Dies 
sollte im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens geklärt werden. 
 
Rückbau-Gewerbe: 
Nach Beendigung der Nutzung ist ein vollständiger Rückbau vorzunehmen, damit eine landwirtschaftliche 
Nutzung uneingeschränkt wieder erfolgen kann. Eine Rückbauverpflichtung ist deshalb erforderlich. 
 
Angrenzende land- und forstwirtschaftliche Flächen: 
Die geplanten Pflanzmaßnahmen dürfen angrenzende land- und forstwirtschaftliche Nutzflächen nicht be-
einträchtigen. Regelmäßige Pflege (Rückschnitt) der Anpflanzungen ist durch den Bauherrn sicher zu stel-
len. 
Er muss sichergestellt sein, dass die ortsübliche Bewirtschaftung angrenzender land- und forstwirtschaftli-
cher Nutzflächen uneingeschränkt fortgeführt werden kann. Staub-/Lärm-/Geruchsentwicklungen bei land-
wirtschaftlicher Bewirtschaftung sind hinzunehmen.  
 
Wege: 
Die bestehenden Wege müssen für die Landwirtschaft weiterhin uneingeschränkt nutzbar sein. 
Der Grünweg auf Flur Nr. 1087 ist für die Land- und Forstwirtschaft zu erhalten. Falls dies nicht möglich 
sein sollte, ist der bestehende Weg am westlichen Rand des Plangeländes auf Flur Fr. 1094 weiterzuführen 
und mit der Planstrasse A zur Heeresstrasse zu verbinden. 

 
 
Von Seiten des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Schweinfurt, Bereich Landwirtschaft, be-
stehen grundsätzlich keine weiteren Einwände gegen die vorgelegte Planung. 
 
Vom Bereich Forsten erhalten Sie eine separate Stellungnahme. 
 
Bei Veröffentlichung unseres Schreibens bitten wir Sie die Grundsätze des Datenschutzes zu beachten. 
Damit ist die Veröffentlichung personenbezogener Daten, hier der Namen und Kontaktdaten der Sachbear-
beiter/-innen der jeweiligen Behörden als Ersteller umweltbezogener Stellungnahmen, nicht erforderlich, 
um die Zwecke der Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 BauGB zu erfüllen. Die personenbezogenen Daten 
der Sachbearbeiter/-innen müssen daher vor der Veröffentlichung der Stellungnahmen im Rahmen der 
Auslegung geschwärzt bzw. anderweitig entfernt werden. Ausreichend ist die Veröffentlichung des Wort-
lauts der jeweiligen behördlichen Stellungnahmen, um problematische umweltbezogene Gesichtspunkte 
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• Es dominiert die grundsätzlich wurzelstabile Baumart Eiche, die allerdings 
zumindest teilweise aus Stockausschlag stammt (Wurzelgesundheit?).  

• In dem Wald stehen einzelne abgestorbene Eichen.  

• Bei den vereinzelt beigemischten Nadelbäumen gibt es stärkere Absterbe-
erscheinungen. 

• Windwurfgefahr bei Laubbäumen besteht insbesondere bei sommerlichen 
Gewittern (Angriffsfläche der belaubten Kronen).“ 

 
 
Die Stellungnahme wurde im Wesentlichen in den Entwurfsstand 28.09.2020 der 
14. Änderung des Flächennutzungsplanes „Grund“ GT Dittelbrunn aufgenommen 
(Seite 23): 
 
 
„Waldflächen 
 
Vom Wald auf den Flurstück-Nummern 1063 und 1093 besteht zum Teil erhebli-
cher Kronenüberhang (etwa bis zu 10m) auf die geplante Gemischte Baufläche 
(M) der Flächennutzungsplanänderung. Vorsorglich wird bereits in der 14. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes darauf hingewiesen, dass wegen der Baumfall-
gefahr zu den westlich angrenzenden Waldflächen eine von der Bebauung freizu-
haltende Schutzzone zu beachten sein wird. Der Waldabstand ist im Einverneh-
men mit dem zuständigen Amt für Landwirtschaft, Ernährung und Forsten abzu-
klären und zu definieren. 
 
Die freizuhaltende Schutzzone bezieht sich auf Gebäude, die für den ständigen 
Aufenthalt von Menschen bestimmt sind. Unter den hiesigen Verhältnissen ist lt. 
Stellungnahme des zuständigen Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Schweinfurt i. d. R. ein Abstand solcher Gebäude zum Wald von 30 Metern ange-
bracht. Gemeinde und Forstverwaltung sollen sich im Vorfeld der Aufstellung des 
Bebauungsplanes zu der Thematik im Detail austauschen. Durch die Forstverwal-
tung werden hierzu die bestehenden Baumhöhen gemessen und die in Zukunft zu 
erwartenden Baumhöhen abgeschätzt. 
 
 
Zum Thema Baumfallgefahr wird durch die Forstverwaltung Folgendes mitgeteilt: 
 

- Der Wald ist dem Gebiet in Windrichtung vorgelagert. 
- Die Böden sind gut durchwurzelbar. 
- Das Gelände ist teilweise menschlich überformt. 
- Es dominiert die grundsätzlich wurzelstabile Baumart Eiche, die allerdings 

zumindest teilweise aus Stockausschlag stammt (Wurzelgesundheit?). 
- In dem Wald stehen einzelne abgestorbene Eichen. 
- Bei den vereinzelt beigemischten Nadelbäumen gibt es stärkere Absterbe-

erscheinungen. 
- Windwurfgefahr bei Laubbäumen besteht insbesondere bei sommerlichen 

Gewittern (Angriffsfläche der belaubten Kronen).“ 
 
 
 
 
 





















Landratsamt Schweinfurt
40. 3 - Immissionsschutz

Schweinfurt, den 20. 10. 2022

Vollzug des BauGB und des BlmSchG;
Aufstellung des Bebauungsplanes "Grund" der Gemeinde Dittelbrunn für den
Gemeindeteil Dittelbrunn (Stand 21.07.2022)

Stellungnahme

Die Gemeinde Dittelbrunn plant am nordwestlichen Ortsrand von Dittelbrunn ein WA-Gebiet, ein
MI-Gebiet und ein SO-Gebiet mit der Zweckbestimmung Pflegeheim. Im WA-Gebiet wird zudem
für die Abwasserentsorgung eine Fläche als Regenrückhaltebecken festgesetzt. Insgesamt
werden 20 Bauparzellen geschaffen (Hinweis: die Parzelle 7 ist doppelt genannt).
Im genehmigten Flächennutzungsplan ist das Plangebiet weitgehend, bis auf das SO-Gebiet,
dargestellt.

An das Plangebiet schließt sich südlich das WA-Gebiet "Westliches Ortsgebiet" an. Östlich
benachbart sind die Flächen des Marienbachs mit dem öffentlichen Mehrgenerationenpark,
die Hauptstraße (SW 8) sowie das WR-Gebiet "Süßberg" und das WA-Gebiet "Nordöstliches
Baugebiet". Im Norden grenzt die Heeresstraße und im Übrigen der Außenbereich an.

Gemäß § 1 Abs. 6 BauGB sind in der Bauleitplanung die Belange des Umweltschutzes zu
berücksichtigen. Nach § 50 BlmSchG sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen
die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass
schädliche Umweltweinwirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen
dienenden Gebiete soweit wie möglich vermieden werden. Der Lärmschutz wird hierbei in der
DIN 18005 -Schallschutz im Städtebau- konkretisiert. Die Einhaltung der darin, abhängig vom
Schutzgrad der betroffenen Bebauung, genannten Orientierungswerte wird empfohlen, um die
mit der Eigenart des betreffenden Baugebietes verbundene Erwartung auf angemessenen
Schutz vor Lärmbelastungen zu erfüllen. Die den Immissionsschutz betreffenden Belange sind
im Umweltbericht darzulegen und dienen als Grundlage der Abwägung durch die Gemeinde.
Hinsichtlich möglicher Lärmeinwirkungen wurden bisher keine detaillierten Ausführungen in
der Begründung bzw. in einem Umweltbericht gemacht.

Nach der Prüfung der Unterlagen wird aus der Sicht des Immissionsschutzes auf Folgendes
hingewiesen:

SO-Gebiet

Die geplante Sonderbaufläche ist aufgrund der vorgesehenen Zweckbestimmung Pflegeheim
zum Wohnen und Pflegen vorgesehen. In der Begründung wird davon ausgegangen, dass der
Schutzgrad vergleichbar einem MI-Gebiet sei. Aufgrund der Tendenz zur Pflegeanstalt wird
angemerkt, dass zu prüfen wäre, ob der Schutzgrad eines WA-Gebietes heranzuziehen ist.



Altenheime und Pflegewohnanlagen, die vorrangig dem Wohnen dienen, sind auch in
Mischgebieten zulässig.

MI-Gebiet

Mischgebiete dienen dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die das
Wohnen nicht wesentlich stören. Aufgrund der festgesetzten Zulässigkeit aller Nutzungen im
MI-Gebiet wird ein Störpotential für das WA-Gebiet und das SO-Gebiet, insbesondere zur
Nachtzeit, nicht ausgeschlossen. Inwieweit eine Nutzungsmischung von Wohnen und nicht
wesentlich störendem Gewerbe oder eine Gliederung des MI-Gebietes vorgesehen ist, wurde
in der Begründung nicht ausgeführt.

Festsetzung Ziffer 11

Unter. Ziffer 11 werden Immissionsrichtwerte für den Betrieb haustechnischer Anlagen, Z. B.
Wärmepumpen, vorgegeben. Eine Festsetzung zu Immissionen ist unzulässig. Da der Betrieb
dieser Anlagen mit Geräuschen verbunden ist und zur Vermeidung erheblicher Belästigungen
durch Lärm in der Nachbarschaft wird vorgeschlagen, die Vorgaben für den Lärmschutz in den
Hinweisen des Bebauungsplanes aufzunehmen.
Ergänzend wird der Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären
Geräten, der LAI - Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz, Beschluss vom
24. 03. 2020, zur Anwendung empfohlen.

Regenrückhaltebecken

Im WA-Gebiet ist ein offenes Regenrückhaltebecken vorgesehen. Aufgrund der Nähe zu den
schutzwürdigen Nutzungen wird gebeten darzulegen, ob Geruchs- und Lärmbelästigungen,
Z. B. durch mögliche technische Einrichtungen, Betriebsweise des Regenrückhaltebeckens zu
befürchten sind.

Mögliche Rauchgasbelästigung durch Festbrennstoffe

Durch die zulässige Bauweise mit unterschiedlicher Geschosszahl im WA-Gebiet ist die
Errichtung von unterschiedlich hohen Gebäuden in unmittelbarer Nachbarschaft zueinander
möglich. Zur Vermeidung von Rauchgasbelästigungen werden aus fachlicher Sicht
nachfolgende Anforderungen zur verbindlichen Beachtung für erforderlich erachtet:

Sofern Lüftungsöffnungen (Fenster und Türen ins Freie) im Bereich der Kaminmündungen
von Feuerstätten benachbarter Gebäude errichtet werden, soll mindestens eine Lüftungs-
Öffnung je schutzbedürftigem Wohnraum bei Lüftung über Fenster von benachbarten
Kaminen, die an Feuerungsanlagen für feste Brennstoffe angeschlossen sind, mindestens
15 m entfernt sein bzw. die Oberkante der Lüftungsöffnung mindestens 1 m niedriger liegen
als die Kaminmündung.

Verkehrslärm

Einwirkender Verkehrslärm in das Ptangebiet von umliegenden Verkehrswegen ist immer ein
Abwägungsbelang. Wenn auf eine Immissionsprognose verzichtet werden soll ist zumindest
eine überschlägige Betrachtung anhand von Verkehrsmengen vorzunehmen um darzulegen,
dass bezüglich Verkehrslärm die nach DIN 18005 empfohlenen Orientiemngswerte bei weitem
eingehalten werden.
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1. Nachhaltige Siedlungsentwicklung 

Grund und Boden sind ein nicht vermehrbares Gut und haben auch eine wichtige Funktion für 

den Naturhaushalt. Gemäß den Zielen und Grundsätzen in 3.1 und 3.2 LEP, der Ziele B II 1.1. 

Abs 2 und B II 2.2 RP3 sowie Art. 6 Abs. 2 Nr. 3 BayLplG soll die Siedlungsentwicklung nachhaltig 

und flächensparend erfolgen, die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung und die Wie-

dernutzbarmachung von Flächen sind auszuschöpfen und vorrangig zu nutzen. 

 

1.1 Demographischer Wandel 

Die Planung eines Pflegeheimes ist mit Blick auf die alternde Bevölkerung Unterfrankens prinzipi-

ell zu begrüßen. Sie entspricht dem Ziel 1.2.1 LEP wonach der demographische Wandel bei allen 

raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen, insbesondere bei der Daseinsvorsorge und 

Siedlungsentwicklung zu beachten ist. Das Vorhaben trägt dazu bei, dass soziale Dienste der Da-

seinsvorsorge in allen Teilräumen flächendeckend vorgehalten werden können bzw. der vorhan-

dene Versorgungsstand an Einrichtungen der Altenhilfe erhalten, gesichert und an einen sich än-

dernden Bedarf angepasst wird (vgl. Ziele 8.1. LEP, Ziel B V 1 RP3). 

Ebenfalls begrüßt wird die Planung verschiedener Bau- und Wohnformen, die neben Einfamilien-

häusern auch Doppel- und Mehrparteienhäuser vorsieht. So können unterschiedliche Lebensbe-

dürfnisse verschiedener Altersgruppen berücksichtigt werden. 

 

1.2 Bedarfsnachweis 

Um den oben genannten Festlegungen gerecht zu werden, ist allerdings eine Prüfung notwendig, 

ob für die neuen Siedlungsflächen der geplanten Dimension ein hinreichender Bedarf besteht, der 

in Abwägung mit anderen Belangen die Flächeninanspruchnahme rechtfertigt. In diesem Zusam-

menhang verweisen wir auf die aktuelle Auslegungshilfe zu „Anforderungen an die Prüfung des 

Bedarfs neuer Siedlungsflächen für Wohnen und Gewerbe im Rahmen der landesplanerischen 

Überprüfung“, an welcher sich bei der Erstellung eines Bedarfsnachweises orientiert werden soll. 

Der Flächenbedarf ist demnach konkret und nachvollziehbar darzulegen. Es sind insbesondere 

Angaben zur Struktur der Gemeinde und des Landkreises, zu bestehenden Flächenpotentialen, 

zum prognostizierten Bedarf sowie zu den zu erwarteten Folgekosten erforderlich. Auch soll dar-

gelegt werden, welche Bemühungen zur Behebung von Leerständen und Aktivierung von Baulü-

cken seitens der Kommune unternommen werden.  

Der vorliegenden Planung fehlt ein ausführlicher Bedarfsnachweis. Damit das Vorhaben den o.g. 

raumordnerischen Festlegungen entsprechen kann, ist dieser im Rahmen der Planbegründung 

nachzuführen. Dabei wäre u.a. darauf einzugehen, welche Nutzung für die 7 Parzellen des Misch-

gebietes vorgesehen sind, die einen Großteil der Planung ausmachen. 
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2. Waldfunktionen 

Im Westen schneidet das Plangebiet leicht eine Waldfläche. Diese Waldfläche ist im Waldfunkti-

onsplan für den Landkreis Schweinfurt als Wald mit der Funktion „Lebensraum“ und „Bodenschutz 

dargestellt. Waldflächen und Waldfunktionen sollen entsprechend den Festlegungen 5.4.2 LEP 

und B III 2.1 RP3 erhalten, gesichert und verbessert werden. Hinsichtlich der betroffenen Wald-

funktionen sind die Feststellungen des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten maßgeb-

lich. Eine Beteiligung wird als erforderlich erachtet. 

 

3. Angrenzendes Biotop 

Die erwähnte, westlich gelegene Waldfläche ist zudem Teil des Biotops mit der Nummer 5927-

0015-001 „Waldstücke am nordwestlichen Ortsrand von Dittelbrunn“. Das Biotop grenzt direkt an 

das Vorhabengebiet an und ist in der Planzeichnung bereits dargestellt. Gemäß den Grundsätzen 

7.1.5 und 7.1.6 LEP sollen ökologisch bedeutsame Naturräume, etwa ökologisch wertvolle Grün-

landbereiche, sowie Lebensräume für wildlebende Arten gesichert und entwickelt werden. Die 

Wanderkorridore wildlebender Arten zu Land, zu Wasser und in der Luft sollen erhalten und wie-

derhergestellt werden. Gemäß Ziel 7.1.6 ist ein zusammenhängendes Netz von Biotopen zu 

schaffen und zu verdichten. Aufgrund der angeführten Betroffenheiten ist der Stellungnahme der 

zuständigen Naturschutzbehörde ein besonderes Gewicht beizumessen. 

 

4. Lage im Hochwassergebiet 

Der östliche Bereich des Plangebietes wird von Hochwassergefahrenflächen überlagert. Diese 

sind über den BayernAtlas einsehbar. Bereits ein häufiges Hochwasserereignis beträfe vorgese-

hene Gebäude und Verkehrswege, die Gefahrenflächen gemäß HQextrem betreffen sogar einen 

Großteil des überplanten Areals. Nach dem Grundsatz 7.2.5 LEP sollen die Risiken durch Hoch-

wasser soweit als möglich verringert werden. Hierzu sollen u.a. die natürliche Rückhalte- und 

Speicherfähigkeit der Landschaft erhalten und verbessert sowie Rückhalteräume an Gewässern 

freigehalten werden. Der Stellungnahme des zuständigen Wasserwirtschaftsamtes kommt daher 

besondere Bedeutung zu. 

 

Im Ergebnis entspricht die Bauleitplanung nur dann den Erfordernissen der Raumordnung, sofern 

ein hinreichend konkreter Bedarfsnachweis dargelegt wird und sofern das AELF sowie die zustän-

dige Wasserwirtschafts- und Naturschutzbehörde der Planung, ggf. unter Maßgaben, zustimmen. 

 



















Über den Schutz von Rückhalteflächen hinaus sind Belange des Hochwasserschutzes in der 

bauleitplanerischen Abwägung zu berücksichtigen, vgl. § 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB. § 77 WHG ist als 

Planungsleitsatz (vgl. Beschluss des BayVGH vom 26.01.2009, Az.: 1 B 07.151) von der 

Gemeinde im Rahmen der planerischen Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB entsprechend zu 

berücksichtigen. In die Abwägung ist insbesondere der materielle Gehalt von § 78 Abs. 2 WHG 

einzustellen. 

 Gem. § 78 Abs. 2 Satz 1 WHG kann die Ausweisung neuer Baugebiete ausnahmsweise 

zugelassen werden, wenn die Zi<ern 1 – 9 kumulativ erfüllt werden. Bei der Prüfung der 

Voraussetzungen des Satzes 1 Nummern 3 – 8 sind auch die Auswirkungen auf die 

Nachbarschaft zu berücksichtigen (§ 78 Abs. 2 Satz 2 WHG). 

Wäre also die Ausweisung nach § 78 Abs. 2 WHG im bereits festgesetzten 

Überschwemmungsgebiet zulässig, dann ist sie das in einem faktischen bzw. berechneten 

Überschwemmungsgebiet erst recht. Werden die Voraussetzungen des § 78 Abs. 2 WHG nicht 

erfüllt, ist dieser Umstand ebenfalls in die planerische Abwägung einzustellen und entsprechend 

zu bewältigen. Andernfalls besteht die Gefahr, dass die Bauleitplanung fehlerhaft ist, verbunden 

mit den entsprechenden Rechtsfolgen. 

Die Entscheidung über den Bebauungsplan ist eine Abwägungsentscheidung, bei der die 

Gemeinde Dittelbrunn alle durch die Bauleitplanung berührten ö<entlichen und privaten 

Belange gerecht gegen- und untereinander abzuwägen hat, § 1 Abs. 7 BauGB. 

Nach § 77 WHG sind rechtzeitig die notwendigen Ausgleichsmaßnahmen zu tre<en. Hieraus 

folgt, dass der verlorengegangene Retentionsraum grundsätzlich umfangs-, funktions- und 

zeitgleich ausgeglichen werden muss. Dieser ist nach Beendigung der Maßnahme entsprechend 

nachzuweisen. 

  

Wir weisen nochmals ausdrücklich darauf hin, dass sich auf Grund der Lage im 

Überschwemmungsgebiet hohe Risiken ergeben. 

  

Aus dieser Stellungnahme oder auch weiter noch zu erteilenden Genehmigungen etc. können 

keine Ansprüche auf staatliche Hilfe bei Hochwasserschäden, auf Durchführung von 

Unterhaltungs- und Ausbaumaßnahmen am Gewässer oder auf Erstellung von 

Hochwasserschutzeinrichtungen hergeleitet werden. Es besteht kein Anspruch auf 

Schadensersatz für Schäden, die auf Hochwasser, hoch anstehendes Grundwasser oder 

Verklausungen zurückzuführen sind.“ 

 

HINWEISE: 

• Der Maienbach wurde im Zusammenhang mit der Hochwasserrisikomanagement-

Richtlinie hydraulisch berechnet und das Ergebnis dieser Berechnung in Karten 

dargestellt. Die Karten der jeweiligen Hochwasserereignisse (HQhäufig, HQ100 und 

HQextrem) bzw. die Überschwemmungsgebietsgrenzen können im BayernAtlas unter 

dem Thema „Naturgefahren“ eingesehen werden. 

• Grundsätzlich besteht von unserer Seite die Möglichkeit, die Daten aus dem 

Hochwasserrisikomanagement-Plan der Gemeinde Dittelbrunn zur Verfügung zu stellen. 




